
zeit wurden immer mehr der betriebsfremden aktiven 
Sportler von dem Sportbetrieb ausgeschaltet. Insbeson­
dere richtete sich diese Ausschaltung gegen alle privaten 
Kaufleute, Gewerbetreibenden usw. Lediglich 20% der 
Mitglieder der Betriebssportgemeinschaft dürfen betriebs­
fremd sein. Unter diese 20% wurden die nichtbetriebs- 
angehörigen guten Sportler des Ortes genommen.
Im Jahre 1953 war die sogenannte Reorganisation ab­
geschlossen. Die Betriebssportgemeinschaften sind in 
zentrale Sportvereinigungen zusammengeschlossen. Diese 
sind hauptsächlich:

Einheit (Gew.VBV)
Lokomotive (IG Eisenbahn)
Traktor (IG Land und Forst)
Aufbau (IG Bau, Holz) 
usw.

Außerhalb der „Demokratischen Sportbewegung“ ist 
eine sportliche Betätigung nicht möglich. Die freie 
Bildung von Sportvereinigungen unter Vorstandsmit­
gliedern, die von Mitgliedern gewählt wurden und deren 
Vertrauen genießen, gibt es nicht. Lediglich dort, wo 
infolge Fehlens entsprechender Betriebe keine Betriebs­
sportgemeinschaften von den IGs aufgebaut werden 
können, werden z. Z. noch einzelne territoriale Sport­
gemeinschaften geduldet, die allerdings unter besonderer 
Kontrolle der entsprechenden Kreiskomitees für Körper­
kultur und Sport stehen. Die Vorstände dieser Sport­
gemeinschaften werden außerdem insbesondere von der 
Kreisleitung der SED überwacht. Ich bestätige aus­
drücklich, daß die Kreisleitung der SED immer wieder 
dem Kreiskomitee Weisungen zur Überprüfung und per­
sonellen Veränderung dieser Vorstände erteilte.
Die vorstehenden Angaben entsprechen der Wahrheit. 
Ich bin auf Verlangen jederzeit bereit, die Richtigkeit 
meiner Angaben an Eides Statt zu versichern.

Berlin, den 12. Oktober 1954
gez. Unterschrift

*

Die Gleichschaltung der politischen Parteien in der so­
wjetischen Besatzungszone mit der kommunistischen 
BED ist im Band I der Sammlung „Unrecht als System“ 
(Seite 184/185) bereits nachgewiesen worden. Nach 
außen hin bestehen die beiden angeblich bürgerlichen 
Parteien, die „Christlich-Demokratische Union“ und die 
„Liberal-Demokratische Partei“ zwar noch immer als 
gesonderte Organisationen. Eine eigenständige Politik, 
die auch nur im geringsten von der durch die SED vor­
gezeichneten Linie abweicht, ist ihnen jedoch nloht ge­
stattet. Sie können lediglich die von der SED auf gestell­
ten Grundsätze für die Regierungspolitik der Bowjetzone 
wiederholen und in propagandistischen Erklärungen ihre 
Zustimmung hierzu bekunden. Die Parteien bestehen 
nur noch, weil ihnen die Aufgabe zugeteilt wurde, be­
stimmte Schichten der Bevölkerung, die dem System ab­
lehnend gegenüberstehen, zu erfassen und der kommu­
nistischen Kontrolle zu unterwerfen.

DOKUMENT 28

Es erscheint heute Herr Werner Wurche, z. Z. wohn­
haft in Westberlin und gibt folgendes an:
Ich bin vom 1. Februar 1954 bis zum Tage meiner 
Flucht, am 28. September 1954, als Bezirkssekretär der 
Liberal-Demokratischen-Partei, Bezirksverband Magde­
burg, tätig gewesen. In dieser Eigenschaft habe ich 
feststellen müssen, daß die LDP keine Möglichkeit mehr 
hat, sich unabhängig zu entwickeln. Die sowjetzonale 
Verfassung zählt zwar in ihrem Artikel Nr. 12 auch die
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Vereinigungsfreiheit auf. In Wahrheit wird diese jedoch 
nicht gewährleistet.
Die in der Sowjetzone bestehenden Parteien sind sämt­
lich im sogenannten demokratischen Block zusammen­
geschlossen. Ebenfalls gehören zum „Demokratischen 
Block“ die sogenannten Massenorganisationen, die sämt­
lich durch Funktionäre der SED geleitet werden. Die 
Arbeit im demokratischen Block war bei dessen Grün­
dung allerdings so vorgesehen, daß in gemeinsamen 
Sitzungen die politische Zielsetzung festgelegt und 
irgendwelche aufgetretenen Meinungsverschiedenheiten 
über die politische Entwicklung in der SBZ geklärt 
werden sollten, ohne daß dabei eine Partei vorherrschte. 
Eine unmittelbare Einflußnahme auf die Parteien selbst 
sollte jedoch nicht erfolgen.
An dieser Aufgabenstellung versuchten zunächst die 
Funktionäre der LDP und CDU festzuhalten, auch als 
die SED ihren Führungsanspruch immer stärker geltend 
machte. Diese Funktionäre wurden deshalb in den ver­
gangenen Jahren von der SED immer wieder angegriffen 
und diffamiert. Sie traten teilweise selbst zurück, muß­
ten zurückgezogen werden, wurden verhaftet, wenn 
gegen sie irgendetwas konstruiert werden konnte, oder 
wurden durch Drohungen zur Flucht getrieben. Hierbei 
wirkte sich besonders kraß die Durchsetzung der Vor­
stände und Geschäftsstellen mit Spitzeln des SSD aus. 
Weiter gelang es der SED, in die Parteileitung der LDP 
immer mehr ihnen rückhaltlos ergebene Funktionäre 
einzuschleusen. Die Blockausschuß-Sitzungen wurden 
dadurch im Laufe der Zeit zu reinen Befehlsempfängen. 
Die Beschlüsse der SED sind auch für die übrigen Par­
teien bindend. So mußten z. B. die Beschlüsse des 
IV. SED-Parteitages auch den Mitgliedern der LDP als 
bindende „Nationale Beschlüsse“ durch die Verbände 
der LDP vorgelegt und erläutert werden. Außerdem 
weise ich als weiteres Beispiel aus der neueren Zeit 
darauf hin, daß die Parteileitung der LDP die Bezirks­
verbände angewiesen hat, für die Wahl am 17. Oktober 
1954 nur solche Kandidaten zu melden, deren Nominie­
rung vorher durch die SED genehmigt war.
Weiter betone ich, daß die SED ln jeder Bezirks- und 
Kreisleitung einen Beauftragten für die übrigen Parteien 
hat, der diese überwacht. Ich selbst wurde immer 
wieder zu diesem Beauftragten für den Bezirk Magde­
burg bestellt. Es handelte sich hier um eine Frau 
Sterner. Ich mußte dort erscheinen und hatte zumeist 
Klagen und Vorwürfe der SED über Mitglieder und 
Funktionäre des Bezirksverbandes und der Kreise an­
hören. Ich wurde zur „Bereinigung" dieser Fälle auf­
gefordert.
Abschließend hebe ich nochmals hervor, daß eine Koali­
tionsfreiheit in der SBZ nicht gewährt wird. Keine der 
dort zugelassenen Parteien außerhalb der SED kann 
entsprechend der Zielsetzung bei ihrer Gründung arbei­
ten. Alle Parteien sind praktisch nur Untergruppen der 
SED und vollständig an deren Weisungen gebunden. 
Die LDP z. B. hat die Aufgabe, solchen Bewohnern der 
SBZ, die den Zielen der SED nach ihrem Herkommen 
oder Beruf ablehnend gegenüberstehen, für diese Ziele 
einzuspannen. Dies kommt besonders dadurch zum Aus­
druck, daß immer wieder Mitglieder der LDP innerhalb 
der sogenannten Nationalen Front für kommunistische 
Ziele vorgeschoben werden sollen.

Die vorstehenden Angaben entsprechen der Wahrheit. 
Ich bin auf Verlangen jederzeit bereit, die Richtigkeit 
an Eides Statt zu versichern.

Berlin, den 14. Oktober 1954

v. g. u.

gez. Werner Wurche
gez. Unterschrift


